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Mei Dieſer Forderun; egenüber fehle der Nachweis 
Abonnemeuts⸗Einladung. der 3 auch in den Ausführungen 


Unſere geehrten Leſer, namentlich die des Herrn Reichskanzlers habe er dieſen Nachweis 
auswartigen, bitten wir, das Abon⸗ vermißt. Was die Vorlagen anlange, jo würde 
nement auf unſere Zeitung recht bald er- er und ſeine (ſezeſſioniſtiſchen) Freunde ſich gegen 
weuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne Die Praufteuer, anch gegen bie Tommifjariihe Per 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die deen die Wehrſehe. Dagegen fu vie Mehl 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die seiner politiſchen Freunde nicht unbedingt gegen 
reichhaltige Fülle des Materials, welches die Reichsſtempelſteuer, jedoch mit derſelben Be⸗ 
wir aus den politi ſchen Ta ges⸗ ſchrünkung, wie der Herr Vorredner. Das ganze 
2 i 8 d 0 Geſetz ſei für ſie ebenfalls unannehmbar, dagegen 
j : e i 55 ! id 1 n 105 ee | erſcheine die Börſenſteuer annehmbar. Redner 

a Bf ifpricht feine Verwunderung darüber aus, daß der 
rich ten „aus den lokalen und pro Herr Reichskanzler geſtern erklärt habe, gerade der 
v»inziellen Begebniſſen darbieten, Branntwein müſſe möglichſt niedrig beſteuert wer- 
bie Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo den, da er das einzige Getränt des armen Mannes 
vekannt, daß wir es uns verſagen können, fa. Es ſei dieſer Ausſpruch des DR 7 
zur Empfehlung unſerer Zeitu ng irgend | anzlers um fo wunderbarer, als dies in demſelben 


a Augenblick geſchehe, wo ein Geſetz gegen die Trunf- 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ ſucht eingebracht worden. 


bin für ein ſpanne undes und in | Abg. v. Below (Agrarier) beantragt, die 
terejjantes Feuilleton forgen Brauſteuervorlage einer beſonderen Kommiſſton zu 
Der Preis der zweimal täglich er⸗überweiſen. Er vertheidigt die Erhöhung der 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt Brauſteuer im Anſchluß 8 die Motive 8 führt 
außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ aug, dab das balenſche Bier rockt gut mod ane 
li zwei Mark in Stettin in d höhere Steuer ertragen könne, wenn nur die In⸗ 
ich nur In Ye Ark, u etkin in der haber der Bierlokale auf die äußere Ausſtattung 
Expedition monatlich 30 Pfeu⸗ verzichten wollten, die zur Vertheuerung mehr als 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. die Steuer beitrage. Redner ſpricht dem Bier die 
Die Redaktion. von den Liberalen mit fo großem Pathos zuge- 


— ——ů— ſchriebene Kulturmiſſion durchaus ab und beklagt 
Deutſcher Reichstag. die Zunahme des Biertrinkens, die ſogar den 
4. Sitzung vom 9 März Kult N 


isminiſter zum Einſchreiten gegen die bier- 
uke men genöthigt habe. 
Das Bier enthalte edenſo gut Alkohol wie der 
Branntwein und enthalte zudem oft gejundheite- 
ſchädliche Stoffe. Redner ſpricht ſodann gegen 
Tagesordnung: eine Reform der Spiritusſteuer, insbeſondere gegen 
1. Fortſetzung der Berathung der Geſetzent⸗ (eine Reform der Maiſchraumſteuer, für deren Vor— 
würfe über die Brauſteuer und die Reichsſtempel- züglichkeit er fih auf ein Gutachten des deut⸗ 
abgaben in Verbindung mit der denſelben beigefügten ſchen Landwirthſchaftsrathes beruft. Er hebt 
Denkſchrift. insbeſondere hervor, daß die jetzige Beſteuerungs 
Abg. Frhr. v. Lerchenfeld (freikonſer⸗ methode die Kultur der Kartoffeln befördere, 
vativ) will fi) auf eine Beleuchtung der Steuer- die für die Landwirthſchaft von größter Bedeu- 
fofteme der europäiſchen Staaten nicht einlaſſen.] tung ſei. 
Er ſtelle ſich auf den praktiſchen Standpunkt, von Abg. Dr. Mendel: Die Regierung habe 
dem aus die Frage allein beurtheilt werden könne. allerdings das Recht, eine vom Hauſe abgelehnte 
Der Wunſch nach einer Steuerreform jet zuerſt] Vorlage nochmals vorzubringen, aber fie habe auch 
von den Einzelſtaaten laut geworden, wo Defizits] die Pflicht, auf die Gründe, welche zur Ablehnung 
vorhanden, welche nur durch Erhöhung der direkten] geführt, Rückſicht zu nehmen. In der gegenwärti⸗ 
Steuern gedeckt werden könnten. Wie ſchwer dies] gen Brauſteuervorlage ftehe aber kein Wort davon; 
aber iſt, legt Redner an einem Beiſpiele aus man berufe ſich einfach auf den Art. 35 der Reichs- 
Baiern dar, wo die Erhöhung der Einkommen- verfaſſung, während in der That bereits im vorigen 
ſteuer geſcheitert ſei. Was die Vorlage anlange, Jahre von den Süddeutſchen erklärt worden ſei, 
jo erklärt Redner, daß feine Partei nur dann für] daß man eine Uniformirung auf dieſem Gebiet für 
eine Erhöhung der Brauſteuer eintreten könnte, abſolut ausgeſchloſſen halte. Trotz der Erklärung 
wenn dieſelbe Hand in Hand ginge mit einer Er-] des Herrn Reichskanzlers müſſe gegen den Brannt- 
höhung der Branntweinſteuer Er müſſe geſtehen, weingenuß entſchieden Front gemacht werden. Es 
ſein baieriſches Herz habe geſtern bei der Aeuße- heiße immer, mäßig getrunken ſchade der Brannt⸗ 


af Goßler eröffnet die Sitzung 
um 11 / Uhr. 8 
Am Tiſche des Bundesrathes: Scholz, Dr. 
von Mayr u. A. ; 
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Mittwoch, den 30. März 1881. 
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Der 
Behauptung des Herrn Vorredners gegenüber, daß 
der Nachweis der Verwendung fehle, erinnert Redner 
an den vom Herrn Reichskanzler entwickelten Plan 
der Reform der direkten Steuern, welche in allen 
denjenigen Punkten herbeigeführt werden ſolle, wo ſie 


der Herr Reichskanzler hervorgehoben hat. 


reformbedürftig ſei. Zu dieſer Reform die Mittel 
zu ſchaffen, ſei der erſte Punkt, um den es 
ſich bei dieſen Vorlagen handle. Der zweite 
Punkt ſei die Entlaſtung der Kommunen durch 
eine Neuregelung der Schullaſten und durch eine 
zweckmäßige Organiſation der Armenlaſten auf dem 
Wege der allgemeinen Invalidenverſicherung. Wenn 
behauptet worden, Fürſt Bismarck habe ſich gegen 
die Erhöhung der Branntweinſteuer erklärt, jo ſei 
das nicht richtig. Der Herr Reichskanzler habe 
ſich nicht abgeneigt gezeigt, eine höhere Beiteue- 
rung des Branntweins anzuſtreben, ſondern er 
habe nur erklärt, daß es bis jetzt noch nicht 
möglich geweſen ſei, eine ſolche Vorlage fertig zu 
ſtellen. 

Abg. Sonnemann iſt der Meinung, daß 
eine wirklich gerechte Beſteuerung nur auf dem 
Wege direkter Beſteuerung möglich iſt. Eine ftär- 
kere Heranziehung des fundirten Kapitals habe 
ſeine vollſte Sympathie. Dagegen wolle er neben 
den Einzelſtaaten nicht auch noch die Kommunen 
zum Koſtgänger des Reiches machen, es würde das 
zu endloſer Verwirrung führen. Auch die Alters- 
verſorgung habe ſeine volle Sympathie, doch halte 
er die Ausführung derſelben neben unſerem hohen 
Militärbudget für unmöglich, man werde dieſes 
Projekt für die Zukunft aufſparen müſſen, denn 
es ſeien dazu mindeſtens 5, bis 600 Millionen 
erforderlich. Redner erklärt“ ſich ebenſo gegen die 
Börſenſteuer, dieſe würde nur die guten Papiere 
treffen, im Uebrigen aber illuſoriſch wirken und 
den Verkehr erſchweren. Die ganze Steuerreform 
nehme überhaupt von Jahr zu Jahr einen mehr 
abenteuerlichen Charakter an und deshalb hoffe er, 
daß der Reichstag die Vorlagen ablehnen werde 
und dieſe Seſſion die letzte ſein würde, in welcher 
der Reichstag damit beläſtigt werde. 

Abg. von Wedell⸗ Malchow wider- 
legt den Einwand des Abg. von Benda, daß 
eine Ueberweiſung von Summen an die Einzel- 
ſtaaten nicht nöthig ſei, da man in Preußen z. B. 
gar nicht wiſſen würde, was man damit machen 
ſollte; er könne verſichern, wenn die Summen 
überwieſen werden ſollten, würden ſie in Preußen 
eine nützliche Verwendung finden, dafür ſtehe er 
ein. So große Pr. jekte, wie die hier aufgeitell- 


ten, könnten nicht, wie es verlangt werde, in ge- 
nauen Zahlen dargeſtellt werden. 
doch ein großer Unterſchied zwiſchen Brauerei und 
Brennerei, da letztere doch weſentlich für den Er- 
port arbeiten müſſe und Deutſchland es nicht in 
der Hand habe, den Preis für den Spiritus auf 
dem Wel'markte zu machen; er ſei aber gern be- 
reit, auf eine höhere Beſteuerung des Branntwein⸗ 


Nun ſei aber 


ſcher Geh. Ober-Finanzrath Girth bedauert, daß 
ſich ſämmtliche Redner gegen die Quittungsſteuer 
ausgeſprochen hätten, gerade dieſe ſei beſonders 
ertragsfähig und beſchwere den Verkehr ſehr 
wenig. 

Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen der Abgg. 
v. Benda, Sonnemann, Dr. Witte 
(Roſtock), v. Belo w. 8 

Darauf wird die Ueberweiſung der Brau- 
ſteuer an eine Kommiſſton abgelehnt, die zweite 
Berathung wird alſo im Plenum ſtattfinden, 
die Stempelſteuer Vorlage wird jedoch an eine 
beſondere Kommiſſian von 21 Mitgliedern über⸗ 
wieſen. 

Sodann folgt die erſte Berathung eines Ge⸗ 
jebes betreffend die Beſteuerung der zum Militär- 
dienſte nicht herangezogenen Wehrpflichtigen. 

Abg. Dr. Reichenſperger (Olpe) em 
klärt ſich gegen die Vorlage, da er es nicht aner⸗ 
kennen könne, daß man aus der Thatſache, daß 
% der Wehrpflichtigen nicht eingeſtellt würden, 
eine Steuerquelle machen wolle; dieſer Gedanke 
beruhe auf einem Rechtsirrthum; der Staat, das 
Reich habe kein Recht, zu verlangen, daß Alle die 
Waffe tragen, ſondern nur ſo viele, 
Sicherheit des Landes nöthig ſeien; wenn dieſer 


als zur 


Bedarf gedeckt ſei, habe der Staat kein darüber 1 


hinausgehendes Recht, könne alſo auch unmöglich 
eine Geldentſchädigung dafür fordern. 

Abg. v. Puttkamer (Lübben) erklärt, un 
Prinzip für die Vorlage zu ſein, doch aber einige 
erhebliche Bedenken vorbringen zu müſſen. Dieſe 


Vorlage trete aus dem Rahmen der geſammten 


Steuervorlagen heraus und wenn es ihm und ſei⸗ ö 


nen Freunden auch ſympathiſch ſei, daß aus den 
Erträgen der Steuer die Koſten der Verſtärkung 
des Militäretats gedeckt werden ſollten und ſomit 
die übrigen Steuerzahler entlaſtet werden ſollen. 
Dagegen entſpreche die Vorlage den preußiſchen 
Anſchauungen nicht, dort habe man die allgemeine 
Wehrpflicht ſtets für inkommenſurable durch eine 
Geldzahlung gehalten und dieſe preußiſche Tra⸗ 
dition ſei auf ganz Deutſchland übergegangen. 
Nun ſolle die Steuer allerdings kein Erſatz für 
die Wehrpflicht ſein, doch ſtehe ihm das Prinzip 
der Wehrpflicht ſo hoch, daß er noch nicht wiſſe, 
wie dieſer Vertretungsgedanke beſeitigt werden ſolle. 
Was die ausgleichende Gerechtigkeit angeht, jo er- 
füllt doch Jeder ſeine Pflicht, der ſich rechtzeitig 
zum Heeresdienſt ſtellt, wird er nicht genommen, 
jo kann es dafür keinen Ausgleich geben, ebenſo 
wenig aber auch für etwaige Befreiungen aus 
bürgerlichen Gründen. (Beifall.) Was die Erhe- 
bung anlangt, jo hält Redner dieſe direkte Be- 
ſteuerung zu empfehlen für ſehr ſchwierig, und 
würde er hauptſächlich bedauern, daß die 20 
Millionen Einnahme verloren gingen, hofft aber, 
daß dieſer Ausfall durch eine Erhöhung der Börjen- 
ſteuer ausgeglichen werden könne. Redner iſt fur 


rung des Herrn Reichskanzlers über die Unent⸗ 
behrlichkeit des Schnapſes geblutet, wenn er auch 
ſehr wohl zu unterſcheiden verſtehe zwiſchen Den- 
jenigen, welche Schnaps und Denjenigen, welche 
Bier trinken. In Baiern trinke bereits die Ma- 
jorität der Arbeiter ausſchließlich Bier. Was die 
Stempelſteuer anlange, jo ſei er und feine politi- 
ſchen Freunde bereit, für die Börſenſteuer einzu- 
treten und zwar nicht deswegen, weil ſie die Börſe 
als eine unmoraliſche Anſtalt betrachten, die des- 
halb beſtraft werden müſſe, ſondern ganz im Ge- 
gentheil. Es würden unmoraliſche Geſchäfte ge⸗ 
macht innerhalb und außerhalb der Börſe, aber 
es jet eine Forderung der Gerechtigkeit, auch die 
Börſengeſchäfte zu beſteuern, wenn auch beſonders 
hohe Erträge von der Börſenſteuer nicht zu er- 
warten ſeien. Die ſonſtigen Stempelſteuern kann 
er nicht empfehlen, ſie würden den Verkehr er⸗ 
ſchweren; für eine ſolche Steuer ſei Deutſchland 
noch gar nicht reif. Das, was als Börſenſteuer 
zu bezeichnen iſt, werde ſich bei der kommiſſariſchen 
Berathung leicht feſtſtellen laſſen. Redner erklärt 
ſodann noch, daß er perſönlich ein Gegner des 
Tabaksmonopols ſei, daß er aber für eine Erhö— 
hung der Tabakſteuer, wenn dies erforderlich ſein 
ſollte, eintreten würde. 

Abg. Witte (Roftod): Seine Einwände 
gegen die Vorlagen ſeien, wenn nicht gleiche, ſo 
doch ähnliche, wie die des Vorredners. Die 
Denkſchrift gipfele in dem Satze: Wir müſſen 


wein nichts, aber habe denn ſchon Jemand von 
einem Trinker gehört, daß er über das Maß trinke? 
(Heiterkeit.) Es erinnere ihn das immer an das 
alte Lied, in welchem in der erſten Strophe im- 
mer geſagt wird, wie durchaus ſchädlich der Brannt⸗ 
wein ſei, und an deſſen Schluſſe es heißt: 

„Doch ſoll der Branntewein 

Um Mitternacht nicht ſchädlich ſein.“ 
(Heiterkeit) Wenn der Herr Reichskanzler ſich für 
den Branntweingenuß ausgeſprochen habe, ſo nehme 
ihn das nicht beſonders Wunder, denn die medizi- 
niſchen Kenntniſſe des Herrn Reichskanzlers ſtänden 
unzweifelhaft auf ſeyr ſchwachen Füßen. In den 
Kreiſen von Sachverſtändigen würde er mit ſolchen 
Aeußerungen kein Glück haben. Im Uebrigen hält 
Redner den gegenwärtigen Zeitpunkt für die Erhö- 
hung der Brauſteuer in hohem Grade ungünſtig, 
denn die Brauereien befänden ſich nachweislich ſeit 
Jahren in ſtetem Rückgange. Er erklärt ſich des⸗ 
halb gegen eine kommiſſariſche Berathung der Brau- 
ſteuervorlage und empfiehlt, die zweite Berathung 
derſelben ſofort im Plenum vorzunehmen. 

Unterſtaatsſekretüär Scholz: Wenn die Re- 
gierung den Ausführungen des Vorredners folgen 
wollte, dann würde der günſtige Zeitpunkt für eine 
Steuerreform wohl niemals eintreten. Der Vor- 
redner habe die Denkſchrift in ihren Details be- 
mängelt und behauptet, daß dieſelben eigentlich ge- 
gen die Erhöhung der Brauſteuer geltend gemacht 
werden könnten. Die Denkſchrift habe eine viel 


Geld haben, mehr Geld, und noch mehr Geld J welter gehende Bedeutung, wie das bereits geſtern 


u. ſ. w. beſteuere, jedenfalls auch die ausländi- 


kommiſſariſche Berathung. 


Kriegsminiſter v. Kameke: Der Haupt- 
einwand, der von Freunden der Armee gegen die 
Vorlage geltend gemacht werde, ſet der Hinterge- 
danke, daß ein Loskauf möglich werden könne, daß 
das Prinzip, wer zahlt, dient nicht, zur Geltung 
kommen könnte. Nun meine er aber, daß das 
Selbſtgefühl der ganzen Militärverwaltung des 
ganzen Heeres eiferſüchtig wachen werde, daß jol- 
cher Irrthum nicht Grund finde und deshalb glaube 
er auch, daß Niemand im Volke die Wehrſteuer 
als einen Erſatz für den perſönlichen Dienſt auf⸗ 
faſſen werde, ohne Zweifel entſtänden aber geſchäft⸗ 
liche Hinderungen durch die Erfüllung der Dienſt⸗ 
pflicht. Was die Loskaufidee anbelange, jo könne 
dieſelbe nicht Platz greifen, da die Zuſammenſetzung 
der Erſatzkommiſſion ſo bleibe, wie bisher, und die 
Steuerpflicht erſt eintrete, wenn die Militärpfliche 
für den Einzelnen entſchieden jet, wie da der Ge- 
danke an einen Loskauf aufkommen könne, ſehe er 
nicht ein. Auf die techniſche Frage, ob die Form 
der Beſteuerung richtig gewählt ſei, wolle er heute 
nicht eingehen, ſondern nur dieſe beiden idealen 
Seiten berühren. 

Abg. Dr. v. Treitſchke erklärt ſich gegen 
die Vorlage, da fie gegen die Ideen der Begrün⸗ 
der der deutſchen Wehrverfaſſung laufen. Alle 
Grundgedanken des Geſetzes ſeien verfehlt, es ent ; 
ſpreche nicht dem vreußtiſchen Gefüsl, nicht dem 
deutſchen Geiſt, weit eher dem franzöſiſchen, der den 
Bonapartismus verherrliche und endlich widerſpreche 


konſums einzugehen und glaubt, was die Kontrole 
anbetrifft, daß eine Steuerform gefunden werden 
müſſe, in der der Spiritus bei ſeinem Uebergange 
aus der Fabrik in den Konſum beſteuert werden 
könne. Was nun die Börſenſteuer anbetrifft, ſo 
ſei es doch wunderbar, daß dieſe nicht längſt zur 
Annahme gelangt ſei, jedoch wollten ſeine Freunde 
die Quittungsſteuer nicht annehmen, da das Volk 
an eine ſolche indirekte kleine Beſteuerung nicht 
gewöhnt ſei und dieſe ſehr leicht einen veratori- 
ſchen Charakter annehmen könnte. Die Lotterie- 
looſebeſteuerung würde ſeine Partei pure anneh- 
men, habe jedoch Bedenken hinſichtlich der Lom 
barddarlehen, wolle, wenn man inländiſche Aktien 


ſchen herangezogen wiſſen. Der Hauptpunkt ſei 
die eigentliche Börſenſteuer; die dagegen eingewen- 
deten Schwierigkeiten würden bei allſeitig gutem 
Willen leicht zu überwinden ſein, wenn die Nation 
es ernſtlich wolle, ſo laſſe es ſich auch durchſetzen. 
(Beifall.) Es ſcheine ſehr richtig, von der un- 
produktiven Arbeit an der Börſe auch eine Steuer 
zu erheben, um ſo mehr, als man Steuern habe 
einführen müſſen, die mehr den armen Mann trä- 
fen als dieſe, da man das Publikum, das an der 
Börſe Zeitgeſchäfte mache, doch nicht zu den Ar- 
men rechnen könne. Er empfehle Ueberweiſung 
der Brauſteuer an eine Kommiſſton von 14 Mit- 
gliedern, der Stempelſteuer von 21 Mitgliedern. 
(Beifall.) 

Kommiſſar des Bundesraths königl. preußi⸗ 


es dem Plane der wirthſchaftlichen Reform und 
ſcheine nur eine Brücke zum Tabaksmonopol bilden 
zu ſollen. Wolle man das Geſetz zur Vorberei- 
tung einer Kommiſſion überweiſen, jo hoffe er, 
dieſelbe werde zur Ablehnung führen. 

Staatsſekretär Scholz weiſt zurück, daß die 
Regierung hier zu dem verwerflichen Mittel gegrif- 
fen habe, etwas, das ſich auf bonapartiſtiſchen Geiſt 
füge, als Mittel zur Herbeiführung des Tabaks⸗ 
monopols zu verwerthen, nur dem Vorredner könne 
man ſolchen Vorwurf zu Gute halten. Nun be- 
rufen ſich die Gegner immer auf das Volk, das 
Volk werde aber ſehen, daß der Reiche und Vor⸗ 
nehme auch ſpäter dient, und das, was das Volk 
mit ſeinen Augen ſieht, dem glaubt es mehr als 
allen hier gehaltenen Reden. Zu bedauern iſt es 
auch, daß es verſucht iſt, den Erſatzbehörden zu 
unterſtellen, als ob dieſe das Erſatzgeſchäft von 
ſinanziellen Intereſſen beeinfluſſen laſſen könnten, 
dieſer Vorwurf ſei unerhört! Ob der, der den 
Vorwurf erhoben, die Zuſammenſetzung der Erſatz⸗ 
behörden kenne? Den konſervativen Einwendungen, 
die vorgebracht ſeien, müſſe er den 6 5 des Ge⸗ 
ſetzes entgegenhalten, welcher ganz deutlich ſage, 
daß das Geſetz lediglich ein Ausgleich der wirth⸗ 
ſchaftlichen Störungen ſein ſolle. 

Abg. Stelter tritt für den Gedanken des 
Entwurfs ein, die Abgg. Dr. Beretius und 
Löwe (Berlin) dagegen. Letzterer äußert unter 
Anderem, an den Ausführungen des Abg. von 
Treitſchke ſehe man, wohin ein Mann komme, der 
über ſeine Ueberzeugung hinaus der Regierung zu 
dienen ſuche. 

Damit ift die Diskuſſton geſchloſſen. 

In perſönlicher Bemerkung weiſt der Abg. 
v. Treitſchke die Infinuation Löwe zurück; er 
werde an anderer Stelle Erklärung dafür fordern. 

Die Ueberweiſung an eine Kommiſſion wird 
abgelehnt, die Vorlage kommt alſo im Plenum zur 
zweiten Berathung. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 11 Uhr. 

T.⸗O.: Petitionen, Anträge, Wittwen und 
Waiſen der Reichsbeamten. 

Schluß 33/ Uhr. 


Ausland. 

Wien, 24. März. Die „Polit. Korreſp.“ 
meldet aus Petersburg: 

Saburows Ernennung zum Miniſter des 
Aeußern iſt höchſt wahrſcheinlich. Vor Gortſcha⸗ 
koffs Kanzler⸗Jubiläum erfolgt jedoch keinerlei 
Neu-Ernennung. 

Dem nächſter Tage in außerordentlicher Mif- 
fion hier eintreffenden Grafen Peter Schuwaloff 
bot Kaiſer Franz Joſef ein Abſteigequartier in der 
Hofburg. 

Der Petersburger Reiſe des ruſſiſchen Bot⸗ 
ſchafters, Fürſten Lobanoff-Roſtowski von London, 
wird in diplomatiſchen Kreiſen große Bedeutung 
beigelegt, weil dieſelbe mit der engliſch⸗ruſſiſchen 
Annäherung zuſammenhängt. 

Die ruſſiſchen Botſchafter Oubril (Wien), 
Nowikow (Konſtantinopel), Uexkuell (Rom) gehen 
nicht nach Petersburg. 

Wien, 29. März. Der geſtern in Michel- 
ſtadt (Heſſen) erfolgte Tod des Nordpolfahrers Wey⸗ 
precht erregt allgemeine ſchmerzliche Bewegung. Wey⸗ 
precht war Chef der öſterreichiſchen Nordpol⸗Expe⸗ 
dition, welche Anfangs der ſiebziger Jahre das 
Franz⸗Joſefs⸗Land entdeckte und bis zum 81. Grad 
nördlicher Breite kam. Wie bekannt, mußten die 
Nordpolfahrer dann ihr eingefrorenes Schiff „Te- 
gethof“ verlaſſen und auf Booten ins offene Meer 
hinausfahren, wo ſie von einem ruſſiſchen Schiffe 
aufgenommen wurden. Selten iſt ein Entdecker 
mit ſolchem Jubel empfangen worden, wie Wey- 
precht, als er ſeinen Einzug in Wien hielt. Wey- 
precht beſchrieb in meiſterhafter Weiſe die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſe der Expedition, während 
Payer, ſein Genoſſe, in mehr belletriſtiſcher Weiſe 
die Schickſale derſelben erzählte. Gleich nach jei- 
ner Rückkehr vom Nordpol zeigte ſich Weyprechts 
Geſundheit erſchüttert und man kann wohl in ge- 
wiſſem Sinne ſagen, daß er als Opfer der Wiffen- 
ſchaft gefallen. 

Paris, 29. März. (B. T.) Die Journale 
fahren fort, gegen die Bedrohung des Aſylrechts 
zu polemiſiren. „Dieſe feudale Verſchwörung ge- 
gen die freien Länder“, ſagt „National“, „maskirt 
die ehrgeizigen und despotiſchen Pläne Deutſch⸗ 
lands. 

Die „Liberté“ kritiſirt die Verordnung der 
deutſchen Regierung, daß alle fremden Aſſekuranz⸗ 
Geſellſchaften in Elſaß⸗Lothringen mit dem 1. Mai 
ihre Thätigkeit einzuſtellen haben. Dieſe Maßregel 
ſei gegen die franzöſiſchen Geſellſchaften gerichtet. 
Die Urſache ſei unerklärlich, denn dieſe Geſellſchaf⸗ 
ten hätten nie Politik getrieben, doch ſeien ſie durch 
den Frankfurter Vertrag geſchützt, der ihnen die- 
ſelben Rechte gebe, wie beiſpielsweiſe die öfterrei- 
chiſchen Geſellſchaften haben. Die franzöſiſche Ne- 
gierung habe auch in dieſem Sinne bereits Vor⸗ 
ſtellungen gemacht. 

Die Journale erklären, die franzöſiſche Eijen- 
bahngeſellſchaft könne vom Bay von Tunis das 
angebotene Schiedsgericht nicht annehmen, denn die 
Geſellſchaft habe ihren feſten Vertrag, der nicht 
diskutirbar ſei. 

Gambetta empfing den Bürgermeiſter ſeiner 
Vaterſtadt und verſprach ihm, im Mai zu einer 
Wählerverſammlung nach Cahors zu kommen. Man 
erwartet dabei wie immer eine große politiſche 
Rede Gambettas. 

Die Zolltarifkommiſſion der Deputirtenkammer 
verwarf die vom Senat beſchloſſene Erhöhung der 
Zölle auf Weine, Blere und Alkohol. 

London, 29. März. Lord Beaconsfield iſt 
Frank, ſehr krank! Die Nationalkrankheit engliſcher 


Staatsmänner, die Gicht, droht den geſchwächten 
Greis zu übermannen und wie wiederholt in den 
letzten Jahren, ſo ſind es auch diesmal die erſten 
Frühlingstage, welche das alte Leiden, welches ihn 
plagt, in verſtärktem Maße auftreten laſſen. Lord 
Beaconſields Zuſtand iſt geradezu bedenklich. Sein 
Arzt Kidd, welcher auch während des Kongreſſes 
nach Berlin berufen wurde, um Beaconsſield zu 
behandeln, erklärte bei einer Unterredung, die 
Krankheit Beaconsfields ſei ernſt. Die aſthma⸗ 
tiſchen Anfälle werden von einem mehr als ge- 
wöhnlich ſtarken Huſten begleitet und bringen große 
Schwäche hervor, indem ſie den Patienten an 
Schlaf und nöthiger Ruhe hindern. Hierzu kommt 
noch der ſcharfe Gichtanfall. Der Arzt kann ſich 
nicht verhehlen, daß große Gefahr vorhanden ſei, 
beſonders bei dem hohen Alter Beacons fields. Alle 
Kreiſe geben die größten Sympathiebeweiſe für den 
Kranken. Auch die Königin, welche eben in Lon⸗ 
don anweſend iſt, holte Erkundigungen ein. — 
Ein um 4 Uhr Nachmittags aus gegebenes Bulletin 
beſagt: „Beaconsfield leidet an Bruſtkrämpfen. 
Seine Kraft jedoch bleibt aufrecht.“ Gladſtone 
kam perſönlich Nachfrage halten. 


Provinzielles. 

Stettin, 30. März. Am 19. Auguſt v. J. 
entſtand in einem hinter dem Geſchäftslokal des 
Wattenfabrikanten Ziehlke, Fuhrſtr. 4, belegenen 
Raum Feuer, durch welches ein nicht unerheblicher 
Schaden entſtand, da Watten im Werthe von 
ca. 2000 ME. verbrannten reſp. beſchädigt wur⸗ 
den. An demſelben Tage war der Gas- und 
Waſſerrohrleger J. Pfaff in jenem Raum beſchäf⸗ 
tigt und hatte ſich bei ſeiner Arbeit eines brennen⸗ 
den Lichtes bedient. Da Niemand weiter vor 
Ausbruch des Feuers anweſend war, wurde der 
Verdacht rege, daß Pf. durch unvorſichtige Hand- 
habung des Lichtes die Entſtehung des Feuers ver⸗ 
urſacht und war er deshalb in der heutigen 
Sitzung der Strafkammer des Landgerichts wegen 
fahrläſſiger Brandſtiftung angeklagt. Die Be— 
weis aufnahme ergab jedoch jo wenig Belaften- 
des, daß der Gerichtshof auf Freiſprechung er⸗ 
kannte. 

Der Arbeiter Aug. Jul. Zitzlaff aus 
Ferdinandſtein und der Arbeiter Fr: Wilh. Gieſe 
gen. Schmidt aus Greifenhagen mietheten ſich am 
3. September v. J. einen Kahn und fuhren da⸗ 
mit auf Diebſtahl aus; es gelang ihnen auch, in 
Mönchkappe dem Eigenthümer Wolff aus Winters- 
hagen eine größere Partie Kartoffeln zu entwen⸗ 
den. Die Diebe fuhren mit den geſtohlenen Kar- 
toffeln nach Stettin, um dieſelben hier zu ver- 
werthen; ſie hatten jedoch den Kahn zu voll ge- 
laden und derſelbe ſank daher, noch ehe ſie das 
Ufer erreicht hatten, mit der Ladung, und beide 
Diebe retteten nur mit Noth ihr Leben. Durch 
den Unglücksfall kam die Sache bald zur Kennt⸗ 
niß der Behörde und beide hatten ſich nun wegen 
Diebſtahls zu verantworten. Den Zitzlaff, wel⸗ 
cher bereits mehrfach vorbeſtraft iſt, trifft deshalb 
eine Gefängnißſtrafe von 9 Monaten und 1 Jahr 
Ehrverluſt, den Gieſe eine Gefängnißſtrafe von 4 
Monaten. 

— Ein guter Engel hat ein Kind geſtern 
auf wunderbare Weiſe beſchützt. Die 1½ Jahr 
alte Tochter des Schiffsagenten Köpke ſtürzte 
geſtern Mittag aus einem 4 Stock hoch belegenen 
Dachfenſter des Hauſes Pölitzerſtraße 79. Die 
ſofort vorgenommene ärztliche Unterſuchung ergab, 
daß das Kind durch den Fall keinerlei Ver- 
letzungen davongeiragen. 

— Geſtern Abend gegen 7½ Uhr wurde die 
Feuerwehr nach dem Grundſtück große Oderſtraße 
Nr. 23 gerufen, woſelbſt ein Schornſteinbrand aus⸗ 
gebrochen war, der jedoch nach kurzer Zeit gelöſcht 
wurde. 

— Am 28. d., Morgens zwiſchen 6—8 Uhr, 
wurde der Hebamme Kerſten aus ihrer Wohnung 
Grenzſtraße 16 eine größere Partie Wäſche im 
Werthe von ca. 60 Mark geſtohlen und in der 
Nacht zum 28. d. M. von dem am Schnecken⸗ 
thor in Ladung liegenden Schiff „Ida“, Kapt. 
Scharp, ein Ballen Kaffee im ungefähren Ge- 
wicht von 120 Pfd. und im Werthe von 120 
Mark. 

— Das der Wittwe Meier vor Kurzem 
durch Subhaſtation zugefallene Grundſtück Grün⸗ 
hof - Brauerei „Bock“ iſt für die Summe von 
165,000 Mark in den Beſitz des Rentiers Herrn 
Schratz übergegangen. 

— Geſtern Abend wurde der Himmel im 
Nord-Oſten wieder durch einen grellen Feuerſchein 
erhellt; derſelbe entſtand durch ein größeres Feuer, 
welches in Röhrchen ausgebrochen war. Trotzdem 
die Nachbarorte ſchnell mit ihren Spritzen herbei⸗ 
kamen und zahlreiche Hände ſich an den Löjch- 
arbeiten betheiligten, wurden doch 2 Wohnhäuſer, 
2 Ställe und Scheunen, in denen noch eine 
Menge Getreide und Stroh aufgeſpeichert lag, 
eingeäſchert. Da das Feuer in einer Scheune 
entſtanden, welche vorher von keinem Hausbewoh⸗ 
ner betreten war, wird Brandſtiftung vermuthet. 

+ Arnswalde, 28. März. Vom 1. April 
wird ein zu Poſtzwecken benußter Poſt⸗Omnibus 
zwiſchen hier und Neuwedell errichtet. Derſelbe 
fährt täglich 6 Uhr 55 Min. ab, trifft dort 9 u. 
40 Min. ein, fährt wieder ab 2 U. 45 Min. 
früh und trifft hier 5 U. 20 Min. ein. Dadurch 
wird ein unmittelbarer Anſchluß an die Züge nach 
und von Berlin und Stettin erreicht. Der jetzige 
Poſthalter Herr Z. hat die Expedition übernom- 
men und zwar ſchon aus dem Grunde, da ſpäter 
die Poſt dahin ganz eingehen ſoll. Der Fahrpreis 
beträgt 1,50 M. — Es wird hierorts bekannt 
gemacht, daß in Stettin eine Verkaufsſtelle ſämmt⸗ 
licher Fabrikate der kaiſerlichen Tabaks-Manufaktur 
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eröffnet worden und dieſelben zu den Preiſen und als fie ſich in geſegneten Umſtänden befindet, als 


Bedingungen wie in Straßburg abgegeben werden. ſie ein Kind des ermordeten Kaiſers unter dem 


Unterzeichnet iſt „Die Direktion der kaiſerlichen 
Tabaks⸗Manufaktur zu Straßburg.“ — In der 
morgen ftattfindenden Verſammlung des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Kreisvereins wird Herr Karl Becker aus 
Düſſeldorf über fein patentirtes Aufrahmungsver⸗ 
fahren einen Vortrag und Demonſtrationen an 
ſeinen Apparaten halten. 

Schwetz, 25. März. Der auch in wei⸗ 
teren Kreiſen Weſtpreußens wegen ſeiner für die 
Forſchung auf dem Gebiete der flaviſchen Literatur 
und Sprache wichtigen Schriften in kaſſubiſcher 
Sprache bekannte Dr. med. C. in B. im hieſigen 
Kreiſe hatte ſich in einer der letzten Schöffen⸗ 
ſitzungen zu verantworten, weil er Typhuskranke 
ärztlich behandelt, dieſe Fälle aber nicht, wie vor⸗ 
geſchrieben, zur Anzeige gebracht hatte. Den Aus- 
führungen des Dr. C., es ſei remittirendes Fieber 
geweſen, durch deſſen Vernachläſſigung jedoch Ty⸗ 
phus oder Ruhr entſtehen könne, widperſprach der 
Kreisphyſikus Dr. R. von hier, der angab, alle 
Symptome des Typhus vortzefunden zu haben. 
Die bei der Beurtheilung dieſes Rechtsfalles be⸗ 
ſonders in Betracht zu ziehende Frage, ob Dr. C. 
ſtaatlicherſeits als Medizinalperſon zu betrachten 
ſei, wurde nach Verleſung einer Verfügung der 
königl. Regierung verneint, da dem Dr. C. im 
Jahre 1860 die ganze Approbatien entzogen und 
nicht wieder ertheilt iſt. Die ärztliche Praxis aus⸗ 
zuüben, iſt Dr. C. nach Eintritt der Gewerbefreiheit 
befugt, kann aber nicht als Arzt im Sinne des 
Geſetzes angefehen werden, darf alſs auch nicht als 
ärztlicher Sachverſtändiger bei Gericht fungiren und 
den Titel eines Arztes führen. Dr. C. kann des⸗ 
halb, weil ihm die geſetzlichen Rechte eines Arztes ent⸗ 
zogen find, auch nicht zu den Pflichten eines ſol⸗ 
chen gezwungen werden und erfolgte aus dieſem 
Grunde ſeine Freiſprechung. — Durch die zum 
Beſten des hieſigen Waiſenhauſes gehaltenen fünf 
populär-wiſſenſchaftlichen Vorleſungen ift ein Ertrag 
von 276,50 M. erzielt worden, der abzüglich der 
entſtandenen Unkoſten in Höhe von 29 M. dem 
Vorſtande des Walſenhauſes überwieſen wurde. 
Somit fließen der Waiſenhauskaſſe 247,50 M. zu, 
ein wenn auch nicht hoher, ſo doch um ſo erwünſch⸗ 
terer Betrag, weil die Mittel zur Unterhaltung in 
letzter Zeit nur ſehr ſpärlich gefloſſen find. Hof- 
fentlich fällt der Kaſſe aus der Einnahme des Wohl⸗ 
thätigkeits⸗Konzertes vom 26. d. M. eine namhaf⸗ 
tere Summe zu. — Zur Feier des Tages, am 22. 
d. M., wehten zahlreiche Fahnen und Flaggen, 
jedoch bemerkten wir darunter auch ſehr viele mit 
ganz verkehrter Reihenfolge der betreffenden Farben, 
ſo daß die Vermuthung nahe liegt, daß es den 
betreffenden Beſitzern wohl gleichgültig ſcheint, in 
welcher Reihenfolge die Farben kämen, wenn ſie 
überhaupt nur da wären. Am kleinen Markte 
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Farben in der ganz w Ih. 
roth⸗ſchwarz-weiß“ zeigte. 

* Schwitz, 28. März. Am 23. d. Mts. 
wurden dem hieſigen Gerichtsgefängniſſe zwei Kerle, 
der als arger Schläger bekannte Schuhmacher Kühn 
aus Neuenburg und der Arbeiter Janz aus War- 
lubien, gebunden eingeliefert. Dieſelben hatten im 
Kruge in der Nacht vom 22. zum 23. d. Mts. 
mit dem Schmiedemeiſter Both aus Kruſch einen 
Streit über die Erlebniſſe im franzöſiſchen Kriege 
gehabt. Als nun B. nach Hauſe ging, überfielen 
ihn die beiden und ſchlugen ihn derartig mit einem 
großen, ſtarken Knüttel und einem Spaten, daß 
an ſein Aufkommen wohl kaum zu denken iſt und 
der die am 25. dort zur Feſtſtellung des Thatbe⸗ 
ſtandes anweſende Gerichtskommiſſion begleitende 
Kreisphyſikus Dr. Roſenthal die Unmöglichkeit ein⸗ 
ſah, die Wunden zuzunähen, da eine mit der 
andern in unmittelbarer Verbindung ſtand. Die 
Kerle hatten ſich ſogar neben den wie todt dalie⸗ 
genden B. gelegt und gehorcht, ob er noch lebe 
und dann von Neuem auf ihn eingehauen. Ein 


vorüberfahrender Poſtillon hatte den ſchwer Ver-. 


letzten auf feinem Wagen mitgenommen und Leu- 
ten übergeben, die ihm den erſten Beiſtand leiſte⸗ 
ten. — Am 28. d. M. fand hier ein Kram-, 
Vieh- und Pferdemarkt ſtatt, der wie immer zum 
Ueberfluß von Verkäufern, von Käufern aber trotz 
des wunderbar ſchönen Wetters nur ſehr ſchwach 
beſucht war. Dementſprechend war denn auch das 
Geſchäft ein recht flaues und können wir wohl 
annehmen, daß mancher der auswärtigen Verkäufer 
kaum das Fuhrlohn und die anderen Unkoſten ge⸗ 
deckt hat. Diesmal fehlten auch die „billigen 
Männer“ ganz. Pferde waren nur in geringerer 
Sorte vorhanden. Rindvieh war in größerer 
Menge aufgetrieben, doch zeigte ſich auch hier nur 
ein ſehr mäßiges Kaufgeſchäft. — Der auch in 
weiteren Kreiſen ſeiner Schriften in kaſſubiſcher 
Sprache und ſeiner originellen Lebensgewohnheiten 
wegen wohlbekannte Dr. med. Florian Ceynowa 
in Bukowitz im hieſigen Kreiſe iſt am 26. d. M. 
Nachmittags plötzlich verſtorben. Am Vormittag 
klagte er über etwas Uebelkeit, ohne derſelben wei⸗ 
tere ſchlimme Folgen zuzuſchreiben. Der Tod 
überraſchte ihn beim Nachmittagskaffee. 


Vermiſchtes. 

— (Die Wittwe des Zaren.) Aus Peters- 
burg wird geſchrieben: Ein ſeltſamer Zufall ſpielt 
in der ruſſiſchen Kaiſerfamilie. Es iſt bereits ge- 
meldet worden, daß die Fürſtin Jurjewskaja, 
frühere Fürſtin Dolgoruki, die zweite Gemahlin 
des ermordeten Zaren, nicht nur ſeeliſch, ſondern 
auch in Bezug auf ihre Geſundheit außerordentlich 
ſchwer unter dem entſetzlichen Ereigniß vom 13. 
März zu leiden gehabt hat. Sie iſt durch die 
Aufregung vollkommen gelähmt worden und kann 
ſich kaum bewegen. Es iſt das um ſo trauriger, 
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Herzen trägt. Ebenſo wie ſie, ſieht aber auch die 
Kaiſerin Maria Feodorowna in nicht allzu ferner 
Zeit dem Moment, in dem ſie einem Kinde das 
Leben geben wird, entgegen. So wird es denn 
geſchehen, daß ein kleiner Onkel oder eine kleine 
Tante und ein kleiner Neffe oder eine kleine Nichte, 
beide der ruſſiſchen Kaiſerfamilie angehörig, ziem⸗ 
lich zu gleicher Zeit geboren werden. Für jenes 
Kind der Fürſtin Jurjewskaja, das jetzt zur Welt 
kommen ſoll, wenn anders angeſichts des bedauerns⸗ 
werthen Zuſtandes, in dem ſich die frühere Fürſtin 
Dolgoruki befindet, dies Ercigniß wirklich eintritt, 
hat, wie bekannt, der ermordete Zar ausdrücklich 
die Beſtimmung getroffen, daß es den Titel „Kat⸗ 
ſerliche Hoheit“ führen ſoll. 


Handelsbericht. 

London, 26. März. Wochenbericht über den 
Londoner Kartoffelmarkt von Emil Stargardt, 
South Eaſtern Wharf, Southwark 8. E.) 

Unter dem Drucke der in der Berichtswoche 
in großen Maſſen ankommenden ſchsttiſchen Waare 


verkehrte der Markt für deutſche Kartoffeln in mat 


ter Haltunz und haben Preiſe ſich nur knapp be⸗ 
haupten können. 

Es erzielten: beſte Waare bis 905, kleine 
Waare 708. 

Alles per Ton inkl. Sack ab Wharf. 

Angelemmen ca. 34,000 Sack. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Köln, 29. März. Der „Köln. Ztg.“ wird 
aus Athen vom 28. d. gemeldet: Von ganz zu⸗ 
verläſſiger Seite wird mitgetheilt, daß der engliſche 
Geſandte im Auftrage feiner Regierung die amt- 
liche Erklärung abgegeben hat, England werde 
ſich in der griechiſchen Frage nicht von den 
übrigen europäiſchen Mächten trennen. Die von 
Tricupis in der Kammer gethane Aeußerung, 
Griechenland ſei im Falle eines Krieges der Un- 
terſtützung Englands ſicher, erweiſt ſich demnach als 
hinfällig. a 

Hamburg, 29. März. Der Bürgerſchaft 
wird morgen ſeitens des Senats ein Antrag zu- 
gehen auf Einſetzung einer gemiſchten, aus Mit- 
gliedern des Senats und der Bürgerſchaft beſtehen⸗ 
den Kommiſſion zu vertraulichen Berathungen über 
die in der Zollanſchluß-Angelegenheit zu treffenden 
Maßregeln. 

Dresden, 29. März. Amtlicher Meldung 
zufolge iſt Prinz Albert, der Sohn des Prinzen 
Georg, nicht unbedenklich erkrankt. 

Wien, 29. März. („B. T.“) Die Kon⸗ 
ſtantinopler Botſchafter⸗Berathungen ſind beendet, 
eine Verſtändigung über die vorzuſchlagende Grie⸗ 
chengrenze iſt erzielt und der Vorſchlag bereits den 
Kabinetten zur Sanktion vorgelegt. Letztere wird 
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Michelstadt, 29. März. Der Führer der 


erſten öſterreichiſch- ungarifchen Nordpol - Expedi⸗- 


tion, Schiffslieutenant Weyprecht, iſt heute hier 
geſtorben. 

Wien, 29. März. Im Herrenhauſe gab der 
Präſident Fürſt Trautmannsdorff den Gefühlen des 
Hauſes über die Ermordung des Kaiſers Aleran- 
der II. Ausdruck. Das Ereigniß ſei noch ſchmerz⸗ 
licher durch die Anzeichen von einer dunkeln und 
verbreiteten Verſchwörung, welche die Prinzipien 
der Geſellſchaft zu untergraben drohe — Prin- 
zipien, zu deren Wahrung das Herrenhaus in erſter 
Linie berufen ſei. Der Präſident forderte die 
Mitglieder des Hauſes auf, zum Zeichen des Bei⸗ 
leids über das Ereigniß und über die ſchmerzlichen 
Gefühle, von denen das Herz des öſterreichiſchen 
Monarchen bewegt werde, der in Kater Nleran- 
der II. einen treuen Freund verloren habe, ſich 
von ihren Sitzen zu erheben. Des Haus ent- 
ſprach der Aufforderung. Hierauf wurde das 


provippriſche Budget pro April-Mai d. J. ange⸗ 


nommen. 

Paris, 29. März. Der „Agence Havas“ 
wird aus Konſtantinopel gemeldet, daß die Ver⸗ 
handlungen auf gutem Wege ſeien; der engliſche 
Botſchafter ſcheine gewillt, die engliſchen Forderun⸗ 
gen zu ermäßigen. Zu den Bedingungen, über 
die man fi verſtändigt hat, gehört die Schlei⸗ 
fung der Befeſtigungen von Preveſa und die Neu- 
traliſirung des Golfs von Arta gelte für wahr⸗ 
ſcheinlich. 

Paris, 29. März. Nach weiterer Meldung 
der „Agence Havas“ aus Konſtantinopel gehört 
zu den Bedingungen, über welche man ſich bezüg⸗ 
lich der griechiſch-türkiſchen Frage verſtändigt hat, 
auch die Abtretung von Punta gegenüber Preveſa. 

London, 29. März. Oberhaus. Der Lord⸗ 
präſident des geheimen Raths, Spenzer, erwiderte 
auf eine Anfrage, der Staatsſekretär des Auswär⸗ 
tigen, Lord Granville, habe die auswärtigen Re⸗ 
rungen erſucht, die Abſendung von krankem Vieh 
nach England zu verhindern. 

Bukareſt, 29. März. Der „Romanul“ 
weiſt die Behauptung zurück, daß eine Großmacht 


ihren Einfluß auf die Proklamirung des Königs⸗ 


thums geltend gemacht habe und verſichert, daß 
der nationale Akt keinen anderen Grund und 
Zweck habe, als die Stabilität, die Ordnung und 
das Gedeihen der rumäniſchen Nation. 

Bei dem Empfange der ihre Huldigungen 
darbringenden Offiziere der Armee ſprach der Kö- 
nig den Wunſch aus, daß lange Friedensjahre die 
Entwickelung Rumäniens geſtatten mögen. Die 
belgiſche Regierung hat bereits das Königreich Ru⸗ 
mänien anerkannt. In dem jüdiſchen Tempel 
fanden ebenfalls ein Feſtgottesdienſt zur Feier 
der Proklamirung des Königsthums und Gebete 


ſtatt. 


für das Wohlergehen des Königs und der Königin N 


. 


